Bundesrat will Arbeitnehmern an den Kragen

Bei der Übernahme konkursiter Firmen sollen Angestellte fristlos entlassen werden können. 
Mit einer Teilrevision des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes (SchKG) will Justizministerin Eveline Widmer-Schlumpf die Sanierung von Unternehmen vereinheitlichen und erleichtern. Dabei werden die Interessen der Arbeitnehmenden massiv missachtet, stellt der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) fest. Dies wiege umso schwerer, als bereits das geltende Recht im Insolvenzfall die Beschäftigten ungenügend schütze. Es gibt in der Schweiz beispielsweise keine Sozialplanpflicht bei Massenentlassungen.

Sozialaabau.
Was im Vorentwurf der SchKG-Teilrevision geplant ist, taxiert der SGB als „Sozialabbau bei Sanierungen“. Zukünftig sollen in der Nachlassstundung sogenannte Dauerschuldverhältnisse jederzeit gekündigt werden können. Das betrifft aber nicht nur Miet- und Leasing-, sondern auch Arbeitsverträge: Wird das Unternehmen weitergeführt oder übernommen, könnten zukünftig Angestellte fristlos entlassen werden. Wegfallen soll in der Nachlassstundung auch die Pflicht, bei einer Betriebsübernahme die Angestellten und deren Anstellungsbedingungen zu übernehmen. Und auch die solidarische Haftung des alten und des neuen Arbeitgebers für alle Beschäftigten würde wegfallen.

Untragbar.
Für den SGB ist die Teilrevision mit diesen Verschlechterungen nicht tragbar. Er lehnt den Vorentwurf in der Vernehmlassung ab. Nicht zuletzt, weil Sanierungen, die nur möglich seien, wenn frühere Arbeitnehmerforderungen nicht bezahlt würden, volkswirtschaftlich „sehr problematisch“ seien.
Matthias Preisser.
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